
Lärmschutz – Wie stehen die Kandidaten zur Bundestagswahl 2013 dazu ? 

 

Antworten von Helmut Born/Die Linke, Direktkandidat in Düsseldorf-Nord 

 

ANWOHNER SORGEN SICH UM IHRE GESUNDHEIT - LÄRM MACHT KRANK! 

Die Düsseldorfer Bürgerinitiativen Wersten aktiv, Staufreier Südring und Fleher Bürger-

Interessengemeinschaft, befragten in den Wahlkreisen Düsseldorf Nord und Süd die 

Bundestagswahl-DirektkandidatenInnen, deren Parteien im Bundestag vertreten sind, zum Thema 

"Verkehrslärmschutz an Straßen". 

 

1. Unterstützen Sie als MdB die Forderung, Städte und Kommunen gesetzlich zu verpflichten, bei 

überschrittenen dB(A)-Grenzwerten auf innerörtlichen Straßen, zeitnahe Lärmschutzmaßnahmen 

anzuordnen, falls ja, welche? 

 

Herr Born: 

Diese Forderung würde ich im Bundestag unterstützen. Dabei hilft oft schon eine 

Geschwindigkeitsbegrenzung,bei der allerdings für die Einhaltung gesorgt werden müsste. Als weitere 

Massnahmen sind ein neuer Strassenbelag oder Lärmschutzwände/wälle zu empfehlen. Allerdings 

dürften die Kosten nicht alleine den Kommunen angelastet werden. 

 

2. Unterstützen Sie als MdB die Forderung, dass die von der Wissenschaft als gesundheitsgefährdend 

bezeichneten zu hohen dB(A)-Grenzwerte für Wohngebietsstraßen, den niedrigeren, wenn auch 

nicht als bedenkenlos eingestuften dB(A)-Richtlinienwerte für Straßenneubauten in Wohngebiete 

anzugleichen? 

 

Herr Born:  

Ich würde im Bundestag für die schärfsten Grenzwerte stimmen. Erwiesenermassen ist die 

Lärmbelastung durch den Verkehr sehr hoch. Häufig gibt es eine Kumulation von Lärmquellen: 

Autoverkehr, Flugverkehr, Bahn etc. 

Um das zu ändern braucht es schärfere Gestze. 

 

3. Unterstützen Sie als MdB die Fehlerbereinigung der Lärmberechnungsverfahren? 

 

Erläuterung: 

Für die Ermessensentscheidungen auf Lärmschutzansprüche, werden die dB(A)-Werte der 

Straßenverkehrsärmkarten zugrunde gelegt, die bundesweit mit einem nachweisbar mangelhaften 

Lärmberechnungsverfahren und nicht mit präzisen Lärmmessungen ermittelt werden.Beispielsweise 

werden die Lärmemissionen, die oberhalb der erlaubten Geschwindigkeit von den zu schnell 

fahrenden Verkehrsteilnehmern verursacht werden, nicht einberechnet. 

 

Herr Born:  

Ich dachte es würden die tatsächlichen Werte der Lärmbelastung ermittelt. Da dies nicht so ist sollte 

das Verfahren zur Lärmberechnung verändert werden. 

 

4. Unterstützen Sie als MdB die Forderung, dass die Bezirksregierungen und die 



Kreisordnungsbehörden bei überschrittenen dB(A)-Grenzwerten an Autobahnen gesetzlich 

verpflichtet werden, zeitnah Tempolimit plus stationäre Geschwindigkeitsüberwachungen 

anzuordnen, falls keine Mittel für bauliche Lärmschutzmaßnahmen verfügbar sind? 

 

Herr Born:  

Ich würde das unterstützen. 

 

5. Unterstützen Sie als MdB die Forderung nach mehr Bürgerbeteiligung bei Verkehrsentscheidungen 

vor Ort, falls ja, an welche konkreten Maßnahmen denken Sie? 

 

Herr Born:  

Als erstes müssten die Bürgerinnen und Bürger mehr Mitsprache bei der Realisierung neuer Projekte 

bekommen. 

Weiterhin müsste die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger dahingehend erweitert werden,dass ein 

wirkliches  

Einspruchsrecht eingeführt wird. Generell bin ich für die Einführung von Elementen direkter 

Demokratie. 

 


